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Gewerkschafter kritisieren 
„neue Dienstmagdkultur“

Wenn Pflegekräfte aus Osteuropa 
in Deutschland in der sogenann-
ten 24-Stunden-Pflege arbeiten, 
entwickelt sich eine Grauzone, 
die sich weitgehend staatlicher 
und fachlicher Qualitätskontrolle 
entzieht. Dieses Phänomen wei-
tet sich aus, kritisiert der Deut-
sche Gewerkschaftsbund. Stefan 
Nagel vom DGB-Bezirk Schwa-
ben sieht „zunehmend eine neue 
Dienstmagdkultur, mit misera-
beler Bezahlung, und völlig inak-
zeptablen Arbeitsbedingungen, 
die denen aus dem vor-vorigen 
Jahrhundert ähneln“. Bei einer 
Veranstaltung des DGB Kreis 
Günzburg (Bayern) berichtete die 
örtliche Verdi-Vorsitzende Hel-
ga Springer-Gloning davon, dass 
aus dieser grauen Pflege heraus 
immer wieder pflegerisch völlig 
unzureichend versorgte Perso-
nen in den Altenheimen oder 
bei den Sozialstationen „landen“. 
Sie forderte eine „breite öffent-
liche Diskussion“. Im Rahmen 
der Veranstaltung war von einer 
„Schmutzkonkurrenz“ für die 
professionelle Pflege die Rede. 

Tagespflege: Fahrer nur mit 
Personenbeförderungsschein

Fahrer im Dienst einer Tages-
pflegeeinrichtung brauchen in 
jedem Fall einen Personenbe-
förderungsschein. Unklarheiten 
in dieser Frage räumte Tages-
pflegeexperte Udo Winter bei 
der jüngsten Veranstaltung mit 
dem Titel „Tagespflege kompakt“ 
aus. Die Veranstaltung fand in 
ihrer Dritten Auflage statt, nach 
Erfolgen in Hannover und Karls-
ruhe diesmal in Leipzig. Weite-
re Termine sind geplant. Am 12. 
November werden die Experten 
Udo Winter, Andreas Heiber und 
der Praktiker Rainer Schmidt in 
Hückelhoven in Nordrhein-West-
falen informieren. Mehr unter  
www.hp-veranstaltungen.de

Betreutes Wohnen: Manche 
fühlen sich allein sehr wohl

Bewohner in Betreutem Woh-
nen sind oftmals gern auch ein-
mal allein. Dieses Phänomen 
beschreiben Wissenschaftler 
der Fachhochschule Salzburg 
in der Zeitschrift Pflegewissen-
schaft (7-8/2015). Dabei stellen 
sie ihre Studie „Soziale Kontakte 
in Betreutem Wohnen“ vor. Es 
sei „verfehlt, jegliches bedürfnis 
nach eingeschränktem Kontakt 
als Ausdruck einer Vereinsa-
mungsgefahr zu bewerten.“ Aus 
der qualitativen Befragung gehe 
vielmehr herbvor, dass „eine Ein-
schränkung des sozialen Kon-
taktsmit einem altersgemäßen 
Wohlbefinden einhergehen 
kann. Lediglich dann, wenn ein 
eingeschränktes Kontaktbe-
dürfnis mit eingeschränktem 
sozialen Wohlbefinden einher-
geht, dürfte ien behutsames 
Anregen sozialer Kontakte [...] 
förderlich sein“. eine Übersicht 
zum Artikel finden Sie hier:  
http://vinc.li/1YuX2BR

NEWSTICKER

Rezension

Buch macht die „dunkle Seite der Macht“ fachlich angreifbar
Das Buch „Behandlungspflege“ von 
Prof. Ronald Richter ist ein wichtiges 
Standardwerk, findet unser Autor 
Stefan Block. Der Geschäftsführer 
der ASB Ambulante pflege GmbH in 
Bremen hat die aktuelle Neuauflage 
des Buchklassikers rezensiert. 

Wer hat wann Anspruch auf Be-
handlungspflege nach § 37 SGB V? 
Nur wer die Rechtslage kennt, kann 
Ansprüche durchsetzen. Denn das 
Bewilligungsverhalten der Kranken-
kassen ist oftmals sehr rigide und 
wenig im Sinne der Versicherten.

Zwischen 40 und 60 Prozent 
liegt der Umsatzanteil der Behand-
lungspflege nach § 37 SGB V in der 
ambulanten Pflege. Bei speziellen 
„rund-um-die-Uhr“ Pflegen sogar 
noch deutlich höher. Gerade dieser 
pflegerische Leistungsanteil ist je-
doch seit vielen Jahren eine „Prob-
lemzone“, da das Bewilligungsver-
halten der Krankenkassen oftmals 
sehr rigide und wenig im Sinne der 
Versicherten ist. Prof. Ronald Rich-
ter ist an diesem Thema seit vielen 
Jahren dran und sein Themenbuch 
dazu ist in der 4. Auflage erschie-
nen. Mit seinem feinen Gespür 
für brisante und oftmals tägliche 
Ärgernisse erfasst der Autor die Si-
tuation. Er beschreibt gut verständ-
lich in 50 ausgewählten Fällen den 
„täglichen Wahnsinn“ und moti-
viert zur Auseinandersetzung mit 
dem Gesetz.

Die Grundlagen der Behand-
lungspflege werden sehr klar bereits 
in der Einführung aufgezeigt: „Das 
Gesetz formuliert lediglich drei posi-
tive Anspruchsvoraussetzungen: Es 
muss sich erstens beim Patienten (...) 
um einen Versicherten der gesetzli-
chen Krankenkasse handeln und die-
ser muss zweitens krank sein, sodass 

der Vertragsarzt oder die Vertrags-
ärztin drittens zur Sicherung seiner 
Behandlung häusliche Krankenpfle-
ge verordnet (...).“ (S. 10) Prof. Richter 
beschreibt dann die konkreten Fälle 
aus seiner Praxis und die vielen Fall-
stricke und möglichen Probleme in 
der konkreten Umsetzung. Zwischen 
den Zeilen ist sein wunderbarer Hu-
mor spürbar, der bei seinen Vorträ-
gen noch klarer zu Tage kommt. 

Es macht schlicht auch für juris-
tische Laien Spaß, wenn der Autor 
den Kassen den Spiegel vorhält und 

die mit Abstand betrachtet „schrä-
gen“ Ablehnungsspiele der Kassen 
aufzeigt. Er beschreibt jedoch auch 
die Fallen und möglichen Fehler 
der Pflegedienste, um diese vorab 
zu vermeiden. Wichtig ist ihm die 
Komplexität aus den gesetzlichen 
Grundaussagen (SGB V und SGB I), 
der „untergesetzlichen Norm“ für 
die konkrete Definition und Umset-
zung (HKP Richtlinie nach § 92 SGB 
V) und anderen möglichen Einfluss-
größen auf zu zeigen. Das gelingt 
dem Autor vorbildlich. Er beschreibt 
die eigentlich ganz schlichten, kla-
ren gesetzlichen Aussagen und als 
Praktiker bin ich beim Lesen immer 
wieder irritiert, dass die Kassen da-
raus eine gigantische Ablehnungs- 
und Leistungsverhinderungskultur 
entwickelt haben. 

Im SGB V befinden wir uns im 
„Arztrecht“ und Kassensachbear-
beiterInnen haben keinerlei Grund-
lagen zur Ablehnung ohne eine 
entsprechende fachliche Gutach-
tengrundlage: „Das Genehmigungs-
verfahren prüft insoweit nicht etwa 
die Tätigkeit des ambulanten Pflege-
dienstes, sondern allein die ärztliche 
Verordnung, also das ärztliche Han-
deln! Daher ist auch klar, dass nicht 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Krankenkassen die Genehmi-
gung bzw. die Prüfung vornehmen, 
sondern allein der MDK.“ (S.30)

Klasse! Es ist also unlauter, wenn 
SachbearbeiterInnen tonnenweise 

medizinische Unterlagen bei uns 
Pflegediensten anfordern (Wund-
protokolle, Medikamentenpläne, 
etc.) ... und wir verstoßen damit 
auch noch gegen Datenschutz-
grundlagen!

Für mich ist klar, dass dieses Buch 
in Zwangslesungen mit Kassensach-
bearbeiterInnen flächendeckend 
durchgearbeitet werden sollte. Es 
gehört in die Fachbibliothek jedes 
Pflegedienstes. Die 4. Auflage ist ein-
deutig noch besser geworden. Mir 
gefällt auch die bessere Lesbarkeit 
durch die Herausgabe im A5 Format 
(bisher A6). Dank des Autoren bleibt 
die „dunkle Seite der Macht“ der Kas-
sen transparent und fachlich für uns 
Praktiker angreifbarer. Danke!

� Stefan Block

■	 „Behandlungspflege“ von 
Ronald Richter ist in der Reihe 
Management bei Vincentz Net-
work erschienen (auch als eBook 
erhältlich). Print- und elektroni-
sches Exemplar:  
http://vinc.li/1QFy65v

// Es ist also unlauter, 
wenn SachbearbeiterIn-
nen tonnenweise me-
dizinische Unterlagen 
bei uns Pflegediensten 
anfordern. //

 

Leistungsort

Verordnung häuslicher  
          Krankenpflege

R
eih

e R
ech

t 
B

ehandlungspflege

Zuzahlungen 
   Leistungsarten

HKP-Richtlinie

Leistungsort

Verordnung häuslicher  
          Krankenpflege

Reihe Recht  Bd.4

Ronald Richter

Behandlungspflege
Kommentar und 50 Praxisfälle zu §37 SGB V und den Richtlinien  
zur Verordnung Häuslicher Krankenpflege

4., überarbeitete Auflage

HP_RR_Behandlungspflege_Umschlag_17x24.indd   3 28.11.2014   13:58:42

VON RALPH WISSGOTT

Winsen (Aller) // Bereits seit Einfüh-
rung der Pflegeversicherung 1995 
sollen die Pflegekassen Schulungen 
für Angehörige und sonstige an ei-
ner ehrenamtlichen Pflegetätigkeit 
interessierte Personen anbieten, auf 
Wunsch in der Häuslichkeit des Pfle-
gebedürftigen.

Das hat in der Vergangenheit 
leider nicht so wirklich funktioniert. 
Bis auf einige wenige vdek-Kassen, 
wie BEK, Techniker und DAK, die 
seinerzeit Rahmenverträge mit den 
meisten Arbeitgeber- bzw. Wohl-
fahrtsverbänden geschlossen ha-
ben, sind kaum Kassen auf diesen, 
für die Kassen doch so wertvollen, 
Zug „aufgesprungen“. Die meisten 
AOK sowie die Bundesknappschaft 
waren der Auffassung, diesen Be-
darf durch eigene Pflegefachkräfte 
abdecken zu können. Leider sind die 
bestehenden Rahmenverträge mit 
den vdek-Kassen zumeist wieder 
„eingeschlafen“.

Diese Schulungen nun mit dem 
PSG II zum Muss-Angebot der Kas-
sen zu machen, halte ich für den 
richtigen Weg. Wichtig dabei ist je-
doch, dass dieses Angebot auch an 
die Pflegebedürftigen bzw. Angehö-
rigen entsprechend kommuniziert 

wird. Das hat, genau wie die Pflege-
beratung nach § 7a in der Vergan-
genheit schlicht überhaupt nicht 
funktioniert.

Schade, denn weder Kassen, 
noch Gesetzgeber haben das wert-
volle Potenzial von Angehörigen-
schulungen erkannt. Rund zwei 
Drittel aller ambulant versorgten 
Pflegebedürftigen sind im Pflege-
geldbezug, also die große Mehrheit 
der Pflegebedürftigen. Dort sind 
pflegerisch keine professionell Pfle-
genden tätig.

Mit Sicherheit geben die meis-
ten Angehörigen bei der Pflege auch 
ihr bestes, leider haben sie es nicht 
gelernt. Wenn bei diesen Versorgun-
gen Pflegefehler gemacht werden 
– und das passiert häufig (falsche 

Lagerung, schlechter Hautzustand, 
unzureichende Flüssigkeitszufuhr 
etc.) –, führt das zwangsweise zu 
unnötigen Ausgaben der Kranken-
kassen im Bereich des fünften Sozi-
algesetzbuches. Warum?

Diese „Patienten“ wenden sich 
primär an ihren Arzt, der es dann 
richten soll aber nicht immer kann 
oder will und so „landen“ diese Pa-
tienten dann im ärgsten Fall im 
Krankenhaus. Leider gibt es aktu-
ell hierzu keine Studien, die den 
Schaden für die Krankenkassen aus 
Pflegefehlern Angehöriger exakt 
bemessen. 

Wer Pflegegeld erhalten möch-
te, sollte für mein Dafürhalten 
verpflichtend an einem Pflegekurs 
bzw. an einer Pflegeschulung teil-

nehmen müssen, damit zumindest 
die Grundbegriffe der Pflege ver-
mittelt werden können und somit 
die Versorgungsqualität auf einen 
Mindeststandard angehoben wird.

Das schafft sicherlich keine 
AOK, Bundesknappschaft oder 
sonstige Kasse allein. Hier ergibt es 
Sinn, Rahmenverträge mit Pflege-
diensten zu schließen, die flächen-
deckend alle Angehörigen (und 
sonstige an einer ehrenamtlichen 
Pflegetätigkeit interessierte Perso-
nen) schulen. Schließlich sind die 
Angehörigen eine tragende Säu-
le, diese sollte unbedingt gestärkt 
werden, auch qualitativ.

■	 Ralph Wißgott ist Unterneh-
mensberater: www.uw-b.de

Geplante Änderung durch das PSG II

Erhalten Angehörigenschulungen Aufwind?
Obwohl gesetzlich längst vorgesehen, liegt das Thema 
Angehörigenschulung zumeist brach. Nur wenige Rah-
menverträge gibt es – und viele abgeschlossenen Verein-
barungen sind wieder anders werden. Das PSG II sieht im 
aktuellen Entwurf überfällige Neuregelungen vor. 

Die Bremer Fachkraft Michaela Mosch zeigt einer pflegenden Angehörigen, wie sie ihre 
Großmutter möglichst schonend versorgen kann. � Foto: epd-bild /Dieter Sell

// Wer Pflegegeld er-
halten möchte, sollte 
verpflichtend an einem 
Pflegekurs bzw. an einer 
Pflegeschulung teilneh-
men müssen. //

AMBULANTE DIENSTE

10   //   CAR Ekonkret


